Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 2138 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wiederaufbau und Wohnungswesen 

(32. Ausschuß) 
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- Drucksache 1845 - 


A. Bericht des Abgeordneten Berlin: 


Der Regierungsentwurf wurde dem Ausschuß 
für Wiederaufbau und Wohnungswesen in der 
114. Sitzung des Deutschen Bundestages am 1. De- 
zember 1955 zur Beratung überwiesen. Der Aus- 
schuß für Rechtswesen und Verfassungsrecht 
wurde mitberatend beteiligt. 

Der Ausschuß für Wiederaufbau und Wohnungs- 
wesen hat sich in seiner Sitzung am 16. Januar 
1956 mit der Vorlage befaßt. 

Im Jahre 1951 ist durch eine Verordnung der 
Kündigungsschutz für Geschäftsraummietverhält- 
nisse aufgehoben und anschließend für Mietver- 
hältnisse, die vor dem 1. Dezember 1951 begründet 
wurden, ein Kündigungsschutz in Gestalt der Kün- 
digungswiderrufsklage eingeführt worden. Dieser 
Kündigungsschutz war zunächst bis zum 31. De- 
zember 1954 befristet, ist dann um ein Jahr bis 
zum 31. Dezember 1955 verlängert und noch ein- 
mal durch ein Initiativgesetz bis zum 31. März 
1956 ausgedehnt worden. 

Der Entwurf der Regierung sieht nun die Auf- 
hebung des Kündigungsschutzes für die vor dem 
1. Dezember 1951 abgeschlossenen Geschäftsraum- 
mietverhältnisse vor. Er schafft aber eine Über- 
gangsfrist durch einen Vollstreckungsschutz, um 
keine schwere Gefährdung der Existenz von Ge- 
schäftsraummietern auftreten zu lassen. Dieser 
Vollstreckungsschutz geht über das hinaus, was 
nach § 765 a ZPO für besondere Härtefälle schon 
möglich gewesen ist. Bei den früheren Beratungen 
über die Verlängerung des Kündigungsschutzes ist 
das Mißverhältnis zwischen Angebot und Nach- 


frage auf dem Gebiete des Geschäftsraummarktes 
ein entscheidender Ausgangspunkt gewesen. Die- 
ser Punkt stand auch bei den jetzigen Betrachtun- 
gen zum Entwurf wieder im Vordergrund. In der 
Debatte und in den Ausführungen des Vertreters 
des Bundesjustizministeriums kam aber zum Aus- 
druck, daß sich in den letzten Jahren eine wesent- 
liche Besserung auf diesem Gebiete ergeben habe. 

Die Stellungnahme des Börsenvereins des Deut- 
schen Buchhandels eV ist bei der Beratung berück- 
sichtigt worden. 

Es wurde besonders auf die i^ntwort der Bun- 
desregierung zu der Entschließung des Deutschen 
Bundestages betr. Geschäftsraummietverhältnisse 
— Drucksache 1701 — und zur Kleinen Anfrage 
212 der Abgeordneten Friese, Schmücker, Dr. Schild 
(Düsseldorf), Lücke und Genossen — • Drucksache 
1980 — verwiesen. 

Vom Bundesjustizministerium wurde erklärt, 
daß nur sehr wenige Kündigungswiderrufsklagen 
anhängig geworden seien. 

Gegenüber der Meinung der Vertreter der Koali- 
tionsparteien, daß die Lage auf dem Geschäfts- 
raummarkt eine Aufhebung des bisherigen Kündi- 
gungsschutzes erlaube, wurden von der Opposition 
noch Bedenken zum Ausdruck gebracht. 

Neben der Behandlung der Kernfrage wurde be- 
schlossen, im Artikel 1 des Entwurfs auch das 
Erste Bundesmietengesetz vom 27. Juli 1955 und 
das Gesetz zur Änderung des Geschäftsraummieten- 
gesetzes und des Mieterschutzgesetzes vom 25. De- 
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zember 1955 mit anzufiihren. Außer einer redak- 
tionellen Änderung im § 7 b wurde im Artikel 2 
der Termin des Inkrafttretens des Gesetzes auf 
den 1. April 1956 festgelegt. 

Der Vorsc±Llag des Bundesrates, auch die Ver- 
gleiche mit in diese Regelung einzubeziehen, wurde 
vom Ausschuß nicht akzeptiert. 

Der mitberatende Ausschuß beschäftigte sich in 
seiner Sitzung am 1. Februar 1956 mit dem Ent- 
wurf und hat sich der Meinung des federführen- 
den Ausschusses angeschlossen. Er legt aber be- 
sonderen Wert darauf, festzustellen, daß § 765 a 


ZPO durch § 7 a dieses Gesetzes nicht berührt 
wird. 

Der Ausschuß für Wiederaufbau und Wohnungs- 
wesen stimmte mit großer Mehrheit bei zwei Ent- 
haltungen unter Berücksichtigung der genannten 
Änderungen dem Entwurf zu. Das Hohe Haus 
wird gebeten, ebenfalls seine Zustimmung zu 
geben. 

Bonn, den 28. Februar 1956 

Berlin 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 1845 — in 
der aus der nachstehenden Zusammenstellung 
ersichtlichen Fassung anzunehmen und 

2. die zu diesem Gesetzentwurf eingegangenen 
Petitionen durch die Beschlußfassung für er- 
ledigt zu erklären. 


Bonn, den 28. Februar 1956 

Der Ausschuß für Wiederaufbau und 
Wohnungswesen 


Lücke 

Vorsitzender 


Berlin 

Berichterstatter 



Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Geschäftsraum' 

mietengesetzes 
- Drucksache 1845 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Wiederaufbau 
und Wohnungswesen 
(32. Aussdiuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Geschäftsrajummieten- 
gesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

In das Geschäftsraummietengesetz vom 
25. Juni 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 338) in 
der Fassung des Gesetzes zur Änderung des 
Gesdiäftsraummietengesetzes vom 26. De- 
zember 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 503) wer- 
den nach § 7 folgende Vorschriften eingefügt: 


4 7a 

(1) Ist ein vor dem 1. Dezember 1951 be- 
gründetes Mietverhältnis über Geschäfts- 
räume durch Kündigung des Vermieters 
oder wegen Zeitablaufs beendigt und ist der 
Mieter aus diesem Grunde zur Räumung 
oder Zurückgabe des Mietgegenstandes ver- 


Beschlüsse des 3 2. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Geschäftsraummieten- 
gesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

In das Geschäftsraummietengesetz vom 
25. Juni 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 338) in 
der Fassung des Gesetzes zur Änderung des 
Geschäftsraummietengesetzes vom 26. De- 
zember 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 503), des 
§ 36 des Ersten Bundesmietengesetzes vom 
27. Juli 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 458) und 
des Gesetzes zur Änderung des Geschäfts- 
raummietengesetzes und des Mieterschutz- 
gesetzes vom 25. Dezember 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 866) werden nach § 7 folgende 
Vorschriften eingefügt: 

4 7a 

unverändert 


3 



Entwurf 


Beschlüsse des 3 2. Ausschusses 


urteilt worden, so hat das Vollstreckungs- 
gericht die Vollstreckung wegen des An- 
spruchs auf Räumung oder Zurückgabe auf 
Antrag des Mieters einstweilen einzustellen, 
wenn die Vollstreckung für ihn eine erhebliche 
Gefährdung seiner derzeitigen wirtschaft- 
lichen Lebensgrundlage mit sich bringen 
würde. Die Einstellung kann auf Antrag auch 
ein zweites Mal angeordnet werden. Die Voll- 
streckung kann jedoch insgesamt höchstens 
auf die Dauer von neun Monaten, gerechnet 
vorn Tage der Rechtskraft des Urteils oder, 
falls eine Räumungsfrist gewährt worden ist 
(§ 7), vom Tage des Ablaufs dieser Frist, ein- 
gestellt werden. 

(2) Die Einstellung Ist zu versagen, 

1. wenn der Mieter es unterlassen hat, sich 
ernsthaft um andere ihm zumutbare Räume 
zu bemühen, 

2. wenn zur Zeit der letzten mündlidien Ver- 
handlung Umstände Vorgelegen haben, aus 
denen der Vermieter zur Kündigung ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrist berech- 
tigt war, oder wenn später solche Um- 
stände eingetreten sind, 

3. wenn und soweit die Einstellung auch 
unter Berücksichtigung der Verhältnisse des 
Mieters für den Vermieter oder einen 
Dritten eine unzumutbare Härte bedeuten 
würde. 

(3) Eine Entscheidung, durch welche die 
Vollstreckung gemäß Absatz 1 eingestellt 
worden ist, kann auf Antrag des Vermieters 
aufgehoben oder geändert werden, wenn die 
für sie maßgeblichen Verhältnisse sich ge- 
ändert haben. 

(4) Das Vollstreckungsgericht entscheidet 
über Anträge, die nach den vorstehenden Ab- 
sätzen gestellt werden können, durch Be- 
schluß; vor der Entscheidung ist der Gegner 
ZU hören. Gegen den Beschluß findet die so- 
fortige Beschwerde statt. 

(5) Ist eine Entscheidung des Vollstrek- 
kungsgerichts noch nicht ergangen, so kann 
der Gerichtsvollzieher die Vollstreckung we- 
gen des Anspruchs auf Räumung oder Zu- 
rückgabe bis zur Entscheidung des Voll- 
streckungsgerichts, jedoch nicht länger als 
eine Woche, aufschieben, wenn Ihm die Vor- 
aussetzungen für die Einstellung glaubhaft 
gemacht werden und dem Mieter die recht- 


4 



Entwurf 

zeitige Anrufung des Vollstreckungsgerichts 
nicht möglich war. 

(6) Für die Kosten ist § 788 Abs. 3 der 
Zivilprozeßordnung entsprechend anzuwen- 
den. 

(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten für Miet Ver- 
hältnisse über gewerblich genutzte unbebaute 
Grundstücke sowie für Pachtverhältnisse über 
Geschäftsräume oder gewerblich genutzte un- 
bebaute Grundstücke entsprechend. 

§ 7b 

Wird im Fall der Beendigung eines vor 
dem 1. Dezember 1951 begründeten Miet- 
verhältnisses über Geschäftsräume eine Räu- 
mungsfrist gewährt (§ 7) oder die Vollstrek- 
kung eingestellt (§ 7 a), so kann der Ver- 
mieter für die Zeit von der Beendigung des 
Mietverhältnisses bis zum Ablauf der Räu- 
mungsfrist oder des Vollstreckungsschutzes 
abweichend von § 557 Satz 2 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs Ersatz des Schadens, der ihm 
durch die Vorenthaltung des Mietgegenstan- 
des entsteht, über die bis zur Beendigung des 
Mietverhältnisses geschuldete Miete hinaus 
nur insoweit verlangen, als eine Entschädi- 
gung nach den Umständen billig erscheint. 
Entsprechendes gilt für Mietverhältnisse über 
gewerblich genutzte unbebaute Grundstücke 
sowie für Pachtverhältnisse über Geschäfts- 
räume oder gewei^lich genutzte unbebaute 
Grundstücke. 

§ 7c 

Die §§ 7 a und 7 b sind nur anzuwenden, 
wenn der Mieter vor dem 31. Dezember 1957 
rechtskräftig zur Räumung oder Zurückgabe 
des Mietgegenstandes verurteilt ist.“ 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1956 in 
Kraft. 


Beschlüsse des 3 2. Ausschusses 


§ 7b 

Wird im Fall der Beendigung eines vor 
dem 1. Dezember 1951 begründeten Miet- 
verhältnisses über Geschäftsräume eine Räu- 
mungsfrist gewährt (§ 7) oder die Vollstrek- 
kung eingestellt (§ 7 a), so kann der Ver- 
mieter für die Zeit von der Beendigung des 
Mietverhältnisses bis zum Ablauf der Räu- 
mungsfrist oder des Vollstrcckungsschutzes 
abweichend von § 557 Satz 2 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs Ersatz des Schadens, der ihm 
durch die Vorenthaltung des Mietgegenstan- 
des entsteht, über die Höhe der bis zur Be- 
endigung des Mietverhältnisses geschuldeten 
Miete hinaus nur insoweit verlangen, als eine 
Entschädigung nach den Umständen billig 
erscheint. Entsprechendes gilt für Mietver- 
hältnisse über gewerblich genutzte unbebaute 
Grundstücke sowie für Pachtverhältnisse über 
Geschäftsräume oder gewcrblldi genutzte un- 
bebatlte Grundstücke. 

§ 7c 

unverändert 


Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1956 in 
Kraft. 



